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Das SHG hält unter den Aufgaben im §2 fest, dass die Sozialhilfe die Aufgabe hat, «persönlicher 
Hilfsbedürftigkeit vorzubeugen, deren Folgen zu lindern (...)» 

Diese Aufgabe ist unbestreitbar wichtig. Ebenso wichtig ist aber eine intensive Beratung im Sinn 
von Prävention. Einzelpersonen und Familien sollten sich fachliche Beratung holen können, bevor 
sie in die Armut und die Hilfsbedürftigkeit abrutschen.  

Viele Menschen schlittern in die Sozialhilfe hinein, weil sie nicht wissen, welche Möglichkeiten sie 
individuell und kollektiv haben, um selbständig bleiben zu können, wie sie mit Schulden umgehen 
müssen, wie sie zu einer günstigeren Wohnung kommen, usw.  

Die Sozialen Dienste in Kanton und Gemeinden müssen Beratungen im Sinn von Prävention zur 
Verfügung stellen. In vielen Fällen können Rat-Suchende im Sinn einer Triage an andere Institutio-
nen weitervermittelt werden. Die Koordination und der Blick auf die gesamte Lebenssituation muss 
aber von den Sozialen Diensten ausgehen. Mit der Intensivierung von Prävention können spätere 
Sozialhilfeausgaben eingespart werden.  

 

Antrag 

Der Regierungsrat wird aufgefordert, im SHG die Prävention und damit die Beratung zur Verhinde-
rung von Armut im Sinn einer Aufgabe der Sozialhilfe zu regeln.  

 


